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, Einspruch des Bundesrates 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 8. November 1978 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Postgesetz geändert 

Republik österreich 
Bundeskanzleramt 
GZ 662 751/2-VI/1/78 

An das 

wird 

Präs~dium des Nationalrates 

Wien 

Begründung 
zum Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
8. November 1978 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Postgesetz geändert wird 

Trotz g,egenteiliger Ve~sprechungen hat die 
Bundesregierung seit ,der letzten Nationalratswahl 
eine Bda,stungslawine losgetreten, deren Ende 
nach wie vor nicht abzusehen ,ist. Dadurch wur­
den der österreichischen 'Bevölkeru11lg bis jetzt 
jährlich zusätzliche Tarif-, Gebühren- und Steuer­
erhöhungen sowie sonstig,e B.eJastungen in einem 
Ausmaß von weit über 50 M~d. S oaufgebürdet. 
Das sind im Durchschnitt immerhin 18 000 S 
2'Jusätzlich pro Kopf jedes erweI1bstäügen Ost>er-

• reich,ers. 
Der Vorsitzende des Bundesrates hat mit 

Schreiben vom 15. November 1978, Z1. 267-BR/ 
78, mitgeteilt, daß der B'undesrat in seiner Sit­
zung am 15. November 1978 Iden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 8. November 1978 
betreffend ein 

Bundesgesetz, mit ,dem ,das Postgesetz geändert 
wird 

in Verhan'dlung gezog,en und beschlossen hat, 
gegen ,diesen Gesetzesbeschluß mit der aus der 
Anlage ersichtlichen B,egründung Einspruch zu 
erheben. 

Hievon beehre ich mich, gemäß Art. 42 Abs. 3 
B-VG Mitteilung zu machen. 

17. November 1978 

Für den Bu~desk,anzler 

Berchtold 

Neben dem F1iruanzminister hat sich hiebei vor 
allem der Verkehrsminister besonders hervorge­
tan. Sei,tder letzten Nacionalratswahl wurden im 
Ber,eichdes VerkehrsressortlS folgende Tat'i.fe und 
Gebühren te~ls mehrmals ,erhöht, wobei sich oft­
mals ,beträchtliche Auswirkungen auf das Preis­
niV'eau ergaben: 

- Telefongebühren 
Telegrammgebühren 

- Zweimalige Erhöhung ,der Postgebühren 
- Dreimalige Erhöhung der Bahntar.ife 

Die vorliegende NoV'elle führt zu einer Ver­
teuerung bestimmter Postsendungen bis zu 1000/0 

und tcifft voraHem jene Regionen unld Personen­
kreise besonders hart, die mangels andeI'er Mög­
lichkeiten ,auf ,die schriftliche N achrichtenüber­
mittlutlIg angewitesen sinld. 

Aus a11 diesen Gründen lehnen di:e öVP-Mit­
glieder des Bundesrates die enorme Erhöhung der 

'. POIstg'ebühren ab. 
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